
 

 

 

 

Betrifft: 

Bericht von Frau Landesrätin Birgit Gerstorfer, MBA  

zum Fortschritt des Projekts  

„Sozialressort 2021 PLUS“ im Rahmen  

der Regierungssitzung am 27. November 2017 

 

 

B e r i c h t  

 

1. Rahmenbedingungen 

In der Sitzung der Oö. Landesregierung am 19. September 2016 wurde auf Antrag von Frau 

Landesrätin Birgit Gerstorfer, MBA der Projektauftrag für das Projekt „Sozialressort 2021+“ – 

„Projekt zur Evaluierung des Leistungsspektrums im Sozialressort mit Fokus auf eine 

bedarfsorientierte Angebotsentwicklung bis 2021 und darüber hinaus“ – einstimmig 

beschlossen und damit beauftragt (siehe Beilage „Projektauftrag“).  

 

Unter Punkt 1. „Ausgangssituation“ wird u.a. genannt: 

„Ziel dieser Überlegungen soll sein, die sich öffnende Schere zwischen steigenden Bedarfen 
und sich nicht weiter entwickelbaren Leistungsangeboten sukzessive zu schließen. Mit den 
prognostizierbar vorhandenen Budgetmitteln sollen mittelfristig mehr Menschen mit 
relevanten Bedürfnissen Leistungen erhalten können.“ 
 

Unter Punkt 2. „Rahmenbedingungen“ werden im Projektauftrag u.a. angeführt: 

- der vorgegebene Pfad aus der mittelfristigen Budgetplanung des Landtages, welcher 
eine strukturelle Steigerung des Kernbudgets im Sozialbereich mit 5 % jährlich 
vorsieht; 

- die im Juni 2015 getroffene Vereinbarung über den Konsolidierungspfad von 25 Mio. 
Euro pro Jahr im CHG-Bereich, welcher von LH Dr. Pühringer, LRin Mag. Jahn, den 
Vertreter/innen der IVS und der GPA.djp unterzeichnet wurde; 

- Einbeziehung der Zielgruppen in die Bedarfsanalyse und –planung; 
 

Unter Punkt 6. „Projektorganisation“ heißt es zum Expert/innen-Board:  

„Das Expert/innen-Board wird regelmäßig und bei Vorliegen von Ergebnissen des Kernteams 
in die Arbeiten einbezogen. Das Expert/innen-Board dient als Resonanzforum für den 
Lenkungsausschuß“ 
 

  



2. Aktueller Projektstand 

In zwischenzeitlich 32 Kernteamsitzungen wurden rund 90 Maßnahmen zu allen 

Produktgruppen des Sozialressorts, zur Gesamtsteuerung, zur Gestaltung der 

Finanzierungs- und Geldflüsse sowie zur strategischen Weiterentwicklung des 

Sozialbereichs in Oberösterreich erarbeitet.  

Parallel dazu hat das - auf Intervention der Regierungsfraktionen von FPÖ und ÖVP nach 

europaweiter Ausschreibung - ausgewählte externe Institut, die WU Wien in Verbindung mit 

Ernst & Young, alle Leistungen evaluiert und in einem 500 seitigen Bericht 45 Maßnahmen 

zur Effizienzsteigerung, Weiterentwicklung und Kostenreduktion erarbeitet. Dieser Bericht 

wurde bereits präsentiert, intensiv diskutiert und veröffentlicht.  

Die bisher aufgelaufenen Kosten des Projekts betragen ca. 400.000 Euro (inkl. Kosten der 

Studienreise welche das Präsidium übernommen hat), wobei auf die WU-Studie 249.300 

Euro entfallen. 

Somit wurden alle fachlichen und inhaltlichen Voraussetzungen für einen Abschluss 

des Projektes erarbeitet.  

 

Der finale Projektzeitplan sah vor: 

22.11.2017 5. Expert/innen-Board zur Reflexion der Maßnahmenempfehlungen von WU  
 und Kernteam mit den Betroffenen-Vertreter/innen, welche im Rahmen der  
 4. Expert/innen-Board-Sitzung vom 25.09.2017 diesen Zusatz- und  
 Informationstermin gefordert haben  
22.11.2017 Versendung des Endberichts an die Lenkungsausschußmitglieder 
28.11.2017 Erste finale Lenkungsausschuss-Sitzung 
anschließend Gegebenenfalls weitere Lenkungsausschuss-Sitzungen bei Bedarf 
 

Durch das Verlassen der Expert/innen-Board-Sitzung am 22. November durch die 

Vertreter/innen von IVS, IVMB, Sozialplattform und der Gewerkschaften musste der finale 

Projektzeitplan ausgesetzt werden, da die Projektstruktur für die folgenden finalen 

Lenkungsausschüsse die vereinbarte Information der Betroffenen nicht ermöglichte. Ebenso 

wurde der Lenkungsausschuss am 28.11.2017 folgerichtig abgesagt.  

 

3. Weitere Vorgangsweise 

In den Stellungnahmen der Vertreter/innen von IVS, IVMB, Sozialplattform und der 

Gewerkschaften wurde u.a. als Grund für deren vorläufige Nichtteilnahme die geänderten - 

und damit auch die unter Pkt. 1. angegebenen – Rahmenbedingungen genannt. 

Insbesondere im Hinblick auf die budgetären Planungen bestehen Fragen, die vor einer 

Finalisierung und Veröffentlichung des Endberichts geklärt werden müssen 

 



Im Hinblick auf die weitere Vorgangsweise wird daher im ersten Schritt die Information über 

die definitiven Budgetdaten für 2018 notwendig. Hierzu werden Gespräche mit den 

Betroffenenvertreter/innen, der Finanzdirektion und der Sozialabteilung zu führen sein.  

 

Im VA 2017 beträgt das „Basisbudget“ des Sozialressort 548,2 Mio. Euro und wird durch den 

Nachtragsbeschluss (vgl. Beilage 542/2017) um 6,6 Mio. Euro auf 554,8 Mio. erhöht werden. 

In einem weiteren Nachtragsbeschluss gem. Gesprächsergebnis LH Mag. Stelzer/LR 

Gerstorfer vom 15.11.2017 sollen weitere 9,8 Mio. Euro zur Glättung der Effekte im CHG-

Bereich in den Jahren 2018 und 2019 zur Verfügung gestellt werden. 

Im VA 2018 (vgl. Beilage 543/2017) stehen dem Sozialressort 560,4 Mio. Euro zur 

Bedeckung der laufenden Ausgaben zur Verfügung. 

 

Parallel zur Budgetinformation wird ein neuer Zeitplan für den Projektabschluss erarbeitet, 

welcher gewährleisten soll, dass das Projekt bis Jahresende 2017 abgeschlossen werden 

kann.  

Die grundsätzliche Projektstruktur mit einer abschließenden Expert/innen-Board-Sitzung vor 

den finalen Lenkungsausschuss-Sitzungen wird selbstverständlich beibehalten. 

 

 

A n t r a g  
 

Die Oö. Landesregierung möge beschließen: 

1) Der vorstehende Bericht wird zur Kenntnis genommen. 

2) Die Abteilung Soziales wird beauftragt den angepassten Zeitplan umzusetzen.  
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